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Im September dieses Jahres wird

die Jahrestagung des Evangeli-

schen Arbeitskreises in Witten-

berg in Sachsen-Anhalt stattfin-

den. Schon jetzt heiße ich alle

Teilnehmerinnen und Teilnehmer

sehr herzlich bei uns willkommen.

Es ist nicht übertrieben, wenn ich

sage: Sachsen-Anhalt ist das Kern-

Ia , der deutschen Reformation.

In Eisleben wurde Martin Luther

geboren, in Wittenberg hat er ge-

wirkt. Hier nahm im Jahre 1517

mit dem berühmten Thesenan-

schlag die Reformation ihren An-

fang.

Unser Land hat noch viel mehr
zu bieten. So kurz die gemeinsame
Landesgeschichte der verschiede-
nen Gebiete des heutigen Landes
Sachsen-Anhalt ist (das Land be-
stand zuvor lediglich in den fünf
Jahren zwischen 1947 und 1952),
so vielfältig sind seine Landschaf-
ten und so reich ist es an Stätten
deutscher Kultur und Geschichte.

Bei uns stehen herrliche romanische
Kirchen und gewaltige gotische Dome.
Berühmte Künstler wie Bach, Händel
und Telemann wurden bei uns geboren
oder wirkten lange Zeit hier. Zwischen
Jerichow und Sandau war der „Deich-
hauptmann" Otto von Bismarck für die
Sicherung des rechten Eibufers zustän-
dig. Das Bauhaus in Dessau beeinflußte

Prof. Dr. Werner Münch, Ministerprä-
sident: Die enormen Aufgaben fordern
uns gerade als Christen heraus.

in unserem Jahrhundert nachhaltig die
moderne Architektur und Formgestal-
tung. Viele weitere Beispiele könnte ich
nennen.

Geschichte und Tradition sind für das
Selbstverständnis eines Landes und sei-
ner Menschen sehr wichtig. Dennoch:
Die Menschen in Sachsen-Anhalt sind
zur Zeit weniger mit der Vergangenheit
als vielmehr mit den Aufgaben und
Problemen der Gegenwart beschäftigt.
Auf die Euphorie von „Wende" und
Einheit sind auch hier die vielfältigen
„Mühen der Ebene" gefolgt. Das muß
auch niemanden verwundern. Die per-
sönlichen Belastungen, die den Bürge-
rinnen und Bürgern in den neuen Län-
dern gegenwärtig auferlegt werden,
sind außerordentlich hoch. Im Westen
wird das leider noch zu wenig gesehen.
Bei aller Verzagtheit, die umgeht, muß
man doch sagen: Alles in allem sind der
Mut, die Geduld und die Leistungskraft
der Menschen nur zu bewundern.

Aufgaben und Probleme
der Gegenwart

Drei Problemkreise, die die Men-
schen in Sachsen-Anhalt wie allgemein
in den neuen Ländern zur Zeit beson-
ders stark beschäftigen, möchte ich her-
vorheben:

- die wirtschaftliche Situation und dar-
aus resultierend die Situation auf dem
Arbeitsmarkt,

- die Aufarbeitung bzw. der Umgang
mit der DDR-Geschichte,

- die Suche nach Platz und Identität im
geeinten Deutschland.

Natürlich sind es die Schwierigkeiten
des wirtschaftlichen Umbaus, die die
Menschen gegenwärtig am unmittelbar-
sten betreffen. Man darf nicht verges-
sen: Zu Beginn unseres Jahrhunderts
wurde in Mitteldeutschland, in dem
Gebiet zwischen Ostharz und Lausitz,
zwischen Magdeburger Börde und Thü-
ringer Wald, zu dem auch der größte
Teil Sachsen-Anhalts gehört, der höch-
ste Anteil am Nationaleinkommen in
Deutschland erwirtschaftet.



Sachsen-Anhalt

Davon sind wir zur Zeit meilenweit
entfernt. Die Folgen sozialistischer
Mißwirtschaft wirken noch überall
nach: Produktion ausschließlich nach
Planvorgabe anstatt gemäß den Erfor-
dernissen des Marktes, unproduktive
und umweltschädigende Industrieanla-
gen, riesige Kombinate und das fast
vollständige Fehlen des Mittelstandes
oder die einseitige Abhängigkeit vieler
Unternehmen vom RGW-Handel, das
alles sind Folgelasten, mit denen wir
heute zu kämpfen haben.

Die Umstellung auf marktwirt-
schaftliche Bedingungen ist schwierig.
Sie läßt sich in bestimmten Bereichen
ohne die Stillegung von Produktions-
anlagen und den Abbau unproduktiver
Arbeitsplätze nicht bewältigen. Dies
wird im Grundsatz von den Menschen
in den neuen Ländern auch akzeptiert.
Sie wissen ja selbst, wie es in ihren
Unternehmen aussieht und daß man so
wie bisher nicht mehr weitermachen
kann. Enttäuschung herrscht jedoch
darüber, daß sich der wirtschaftliche
Umbau nicht schneller vollzieht, daß"
vor allem nicht schneller neue Arbeits-
plätze entstehen. Hier fehlt es natür-
lich an der notwendigen Vertrautheit
mit den Abläufen innerhalb einer
freien Wirtschaft.

Insbesondere fällt vielen Menschen
die Einsicht schwer, daß nicht weiter-
hin der Staat alles für sie richten kann.
Prägungen aus der Vergangenheit wir-
ken nach. Man sollte aber auch nicht
übersehen, daß zu Beginn des Eini-
gungsprozesses manche Hoffnungen
geweckt wurden, die bei nüchterner
Betrachtung so bzw. so bald nicht zu
verwirklichen sind.

Entscheidend ist jetzt, daß wir die
Menschen mit ihren Schwierigkeiten,
für die sie selbst ja nichts können, nicht
alleine lassen. Eine aktive Arbeits-
platzpolitik ist auch aus sozialpoliti-
schen und sozialpsychologischen
Gründen ganz wichtig. Sachsen-An-
halt gibt dafür im laufenden Jahr weit
über 700 Mio DM aus. Was die Rela-
tion zwischen Arbeitslosenzahlen und
AB-Maßnahmen betrifft, so liegt unser
Land gegenwärtig an erster Stelle. Für
Überlegungen zur Kürzung der Mittel
der Bundesanstalt für Arbeit hätte in
Sachsen-Anhalt kein Mensch Ver-
ständnis. Man ist bereit, Lasten zu
tragen, aber die Schwächsten der
Schwachen, die Arbeitslosen in Ost-
deutschland, darf es nicht noch schlim-
mer treffen.

Die Schwierigkeiten, mit denen wir
zu kämpfen haben, sind groß. Das muß
man ungeschminkt sagen. Eines soll-
ten wir aber gewiß nicht tun: Wir
sollten nicht der Versuchung erliegen,
vor auftretenden Schwierigkeiten zu
kapitulieren. Für Weltuntergangsstim-
mung ist wahrlich kein Anlaß. Was
sollten denn da die Polen, die Tsche-
chen oder die Bulgaren sagen, denen
es nun wirklich schlechter geht als uns?

Und man muß auch das bereits Er-
reichte sehen. Ich nehme ein Beispiel:
Sachsen-Anhalt wird als Chemiestand-
ort eine Zukunft haben. Angesichts
der bestehenden Problemlage und an-
gesichts des schlechen Images, das die
Region um Halle, Merseburg und Bit-
terfeld im Süden unseres Landes hat,
war dies so selbstverständlich nicht.
Jetzt werden hier in den nächsten Jah-
ren Milliarden-Investitionen getätigt.
Mit einer Investitionssumme von mehr
als 5 Mrd. DM wird auf dem Leuna-
Gelände die größte deutsch-französi-
sche Gemeinschaftsinvestition nach
1945 Zustandekommen.

Ganz wichtig für die Zukunft der
Region ist auch die Entscheidung der
Föderalismuskommission, das Bun-
desumweltamt von Berlin nach Sach-
sen-Anhalt zu verlegen. Schließlich
wollen wir in dieser Region in den
nächsten Jahren Modellprojekte im
Bereich Umwelttechnologie und -sa-
nierung realisieren, die in allen Teilen
Europas und darüber hinaus Interesse
finden werden.

Umgang mit der
DDR-Vergangenheit

Getan wird also eine ganze Menge.
Das ändert nichts an unserem Wunsch,
es möge vieles schneller und vor allem
für die Menschen erträglicher vonstat-
ten gehen. Nur die Geduld dürfen wir
darüber nicht verlieren. In schwieriger
Zeit kommt es außerdem in hohem
Maße auf psychologische Signale, auf
Verständnis und Fingerspitzengefühl
und auf die Fähigkeit zur Solidarität
an. Wer, wenn nicht wir Christen,
sollte dazu in der Lage sein? Die deut-
sche Einheit ist eben auch eine morali-
sche Herausforderung für jeden einzel-
nen. In den Schwierigkeiten des Um-
bruchs bewahrheitet sich das alte Wort
aus der Bergpredigt: Der Mensch lebt
wirklich nicht vom Brot allein.

Sehr viel Einfühlungsvermögen ist
gefragt beim Umgang mit der DDR-
Vergangenheit. Mit dem bisher Er-

reichten können und dürfen wir uns
keinesfalls zufrieden geben. Aus der
Sicht der Menschen in den neuen Län-
dern formuliert, ließe sich der bishe-
rige Stand auf zwei pointierte Aussa-
gen verknappen: „Die Kleinen hängt
man, die Großen läßt man laufen",
und: „Die im Westen richten über
uns". Natürlich ist das so nicht richtig.
Aber warum wird es so empfunden?

Zunächst einmal bleibt festzuhalten:
die Menschen in der ehemaligen DDR
haben nach fast 60 Jahren der Erfah-
rung mit diktatorischen Regimen sehr
hohe Erwartungen an das bundesdeut-
sche Rechtssystem geknüpft. Sie muß-
ten in der DDR erleben, daß Recht
gebeugt wurde, daß ihnen selbst die
nach der Verfassung der DDR zuste-
henden Grundrechte nicht zugebilligt
wurden.

Eine zentrale Hoffnung, die sie , L
der deutschen Einheit verbandenn,
war die Hoffnung auf Gerechtigkeit in
einem sehr umfassenden Sinne. Es
ging ihnen nicht nur um die Gewährlei-
stung persönliche Rechte und Freihei-
ten, Gerechtigkeit wurde nicht zuletzt
auch verstanden im Sinne eines ra-
schen Zur-Rechenschaft-Ziehens der-
jenigen, die in der ehemaligen DDR
für das Unrecht verantwortlich waren.
Außerdem erwarteten viele die
schnelle und „gerechte" Wiedergutma-
chung aller seit Jahrzehnten verübten
Unrechtstaten.

In der Begegnung mit bundesdeut-
scher Rechts- und Verfassungswirk-
lichkeit erweisen sich solche Hoffnun-
gen zweifellos als überhöht. Ihre Wir-
kungen müssen gleichwohl sehr ernst
genommen werden. Die Bürgerte
lerin Bärbel Bohley hat einen Satz
geprägt, der mich persönlich alarmiert
hat: „Wir wollten Gerechtigkeit und
bekamen den Rechtsstaat." Hier wird
ganz klar: Wir müssen Überzeugungs-
arbeit für den Rechtsstaat leisten, der
doch das Fundament unserer Freiheit
ist. Wir müssen erklären, daß und
warum der Rechtsstaat an Gesetze
gebunden ist und weshalb er keine
„kurzen Prozesse" erlaubt. Diese Auf-
gabe gilt für alle Demokraten. Schließ-
lich geht es um den Unterschied zwi-
schen Demokratie und Diktatur.

Vor einigen Monaten stellte eine
Karikatur in der „Magdeburger Volks-
stimme" die folgende Szene dar: In
seiner Gefängniszelle sitzt ein verur-
teilter Mauerschütze vor dem Fernseh-
gerät. Er verfolgt eine Talk-Show, in
der soeben ein hoher Stasi-General als
Gast begrüßt wird. In karikierter Form
wird hier ein Stück davon deutlich, wie
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achsen-Anhalt

Neubundesbürger gegenwärtig den
Rechtsstaat empfinden. Deshalb weise
ich nachhaltig darauf hin: Der derzeit
erreichte Stand der Bewältigung unse-
rer Vergangenheit auf strafrechtlichem
Gebiet kann nicht der Endpunkt sein.
Wer die Bestrafung von Honecker und
Mielke auf die leichte Schulter nimmt,
wer sie sogar als billige Befriedigung
von Rachegefühlen abtut, der hat von
den Empfindungen der Bürgerinnen
und Bürger in den neuen Ländern
wenig begriffen.

Westdeutsche sollten es sich nicht
anmaßen, Richter über ihre Lands-
leute in den neuen Bundesländern
spielen zu wollen. Vorurteile, Schuld-
zuweisungen oder unüberlegt vorge-
tragene Verallgemeinerungen haben
dort ohnehin bereits bei vielen den
Eindruck erweckt, der Westen wolle
; , „plattmachen", was in DDR-Zei-
ten entstanden sei. Ohne Frage: auch
dieser Eindruck ist überzogen. Aber
manches Auftreten westdeutscher Un-
ternehmer, Beamten oder Politiker
hätte ich mir schon anders gewünscht.
Menschen, die unsicher sind und viel
verkraften müssen, reagieren sensibel
und gereizt. Aus still ertragener De-
mütigung kann auch einmal Solidari-
sierung und Gewalt werden. Es gibt
gefährliche Populisten, die an latent
vorhandene DDR-Nostalgie oder an
Ressentiments zwischen Ost und West
nicht ohne Geschick anzuknüpfen ver-
suchen. Pauschale Angriffe verleiten
dazu, daß man sich sogar mit den
Tätern von gestern wieder zu solidari-
sieren beginnt.

Im Umgang mit unserer jüngsten
( chichte wäre grundsätzlich weniger
Emotionalität als vielmehr Sachlich-
keit und Aufrichtigkeit zu wünschen.
Totschweigen dürfen wir die Vergan-
genheit auf keinen Fall. Unrecht muß
bestraft werden. Nur die Wahrheit
macht frei, wie Bischof Binder in An-
lehnung an das Bibelwort mit Recht
bemerkt hat. Erst wenn wir die Schat-
ten der Vergangenheit loswerden, sind
wir frei genug, um die Zukunft zu
gestalten.

40 Jahre DDR-Geschichte müssen
außerdem sehr viel mehr als bisher als
gemeinsame Geschichte aller Deut-
schen begriffen werden. Auch im We-
sten holt die Vergangenheit ja zur Zeit
manche Heroen der Entspannungspo-
litik ein.

Gemeinsamkeit ist auch insgesamt
zur Erreichung innerer Einheit für un-
ser Land unverzichtbar. Die deutsche
Einheit hat für die Menschen in der

ehemaligen DDR ungeheuere Verän-
derungen mit sich gebracht: neben der
Gewinnung von lange entbehrten
Grundrechten und Freiheiten auch
eine ganze Reihe von neuen Anforde-
rungen und Herausforderungen. Viele
mußten sich beruflich neu orientieren,
dazulernen, Verhaltensweisen verän-
dern. Die Mehrzahl stellt sich diesen
Herausforderungen, auch wenn viele
noch auf dem Weg sind, um ihren Platz
im geeinten Deutschland zu finden.

Gesprächsbereit sein

In den alten Ländern dagegen ist
neben aller Bereitschaft zur Hilfe doch
auch viel Bequemlichkeit und innere

rtr sind ver-
int wörtlich.,
iir das,
was wir

aber auch
-für das,
Was wir

nicht tunv

1t

för

Unbeweglichkeit festzustellen. Das
Bemühen, eingefahrene Verhaltens-
weisen und althergebrachtes Denken
zu ändern, ist relativ gering. Viele im
Osten bringen hohe Fähigkeiten und
sehr viel Motivation für die Aufbauar-
beit mit. Sie sind enttäuscht, wenn sie
den Eindruck gewinnen, im Westen sei
man an dem, was sie in das vereinigte
Deutschland einzubringen haben, we-
nig interessiert. Das böse Wort vom
„Besserwessi", das „Wort des Jahres
1991", ist ja gerade durch diesen Ein-
druck aufgekommen, als habe man in
den alten Ländern stets bessere Lösun-
gen, Erfahrungen und Konzepte parat.
So darf es nicht bleiben. Wir brauchen
das intensive Gespräch miteinander.

Beide Seiten müssen bereit sein,
bisher Gewohntes kritisch zu hinterfra-
gen und auch nach neuen Wegen zu
suchen. Aufeinander zugehen, dazu-
lernen, miteinander Verantwortung
tragen - sind das nicht alles Dinge, die
uns als Christen vertraut erscheinen
müßten? Solche Fähigkeiten entneh-
men wir - davon bin ich fest überzeugt
- nicht alleine aus uns selbst. Christli-
che Werte und Überzeugungen sollten
Grundlage für unser Handeln sein,

Leben ist es, das uns erst zum Wirken
für andere, für Staat und Gesellschaft
fähig macht.

Zu dieser Grundhaltung sollten sich
Christen offen bekennen. In Sachsen-
Anhalt befinden wir uns gegenwärtig
in den abschließenden Beratungen für
unsere Landesverfassung. Um die
Frage, ob in der Präambel auf die
Verantwortung vor Gott Bezug ge-
nommen werden sollte, ist eine Dis-
kussion entstanden. Nicht zuletzt Stim-
men aus den Kirchen haben darauf
hingewiesen, daß die Mehrheit unserer
Bevölkerung mit einem solchen Bezug
auf Gott wohl nicht mehr viel anzufan-
gen wisse.

Nach neuen Wegen suchen

Aber sollen wir deshalb wirklich
darauf verzichten? Die Landesregie-
rung hat sich in ihrer Stellungnahme
zum Verfassungsentwurf für eine Bei-
behaltung dieser Formulierung ausge-
sprochen. Ich habe diese Haltung aus
sehr persönlicher Überzeugung heraus
mitgetragen und offensiv vertreten.
Die Betonung der Verantwortung vor
Gott soll nach meiner Ansicht zum
Ausdruck bringen, daß die Verfassung
nicht alleine auf einer wertfreien
Staats- und Volkssouveränität beruht,
sondern an eine vorgegebene, auch
einer Mehrheitsentscheidung letztlich
entzogene Wert Ordnung gebunden ist.

Für mich ist in diesem Zusammen-
hang das Menschenbild, von dem wir
ausgehen, von großer Bedeutung. Das
Menschenbild, das unserem Grundge-
setz und auch der zukünftigen Verfas-
sung des Landes Sachsen-Anhalt von
ihren Grundsätzen her zugrunde liegt,
ist ein christlich-abendländisches. Die-
ses Menschenbild weiß um die Würde
des Menschen, die durch das Wirken
des Staates nicht verletzt werden darf.
Es weiß aber auch um die Begrenztheit
des Menschen, der im letzten nicht das
Maß aller Dinge sein kann.

Die enormen Aufgaben in den
neuen Ländern fordern uns gerade als
Christen heraus. In Verantwortung für
die Menschen wollen wir unser Land
aufbauen und die Einheit gestalten.
Manchmal sind es nur kleine Schritte,
doch Stück um Stück kommen wir in
Sachsen-Anhalt voran.

Anm.: Prof. Dr. Werner Münch ist Ministerprä-
sident in Sachsen-Anhalt und CDU-Landesvor-
sitzender.
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Sicherheitscilliunz

Herausforderungen für die
Sicherheit Europas
Ingrid Roitzsch

In den vergangenen Jahren hat ein politisches Erdbeben die Sicherheitslandschaft
Europas grundlegend verändert. Mit dem Scheitern des Kommunismus konnte die
Teilung Europas und Deutschlands überwunden werden, die eindimensionale
Bedrohung der militärisch geprägten Ost-West-Konfrontation ist Vergangenheit.

Dennoch ist Europa keine Insel des
Friedens geworden. Territoriale Strei-
tigkeiten, nationale Rivilatiäten und
kulturelle Spannungen, die jahrzehn-
telang unter der Betondecke der kom-
munistischen Diktatur begraben wa-
ren, entladen sich nun in zum Teil
blutigen Konflikten.

Die Sicherheit Europas ist aber nicht
nur auf Stabilität und Frieden auf unse-
rem Kontinent beschränkt. Für die
Sicherheit Europas Vorsorge zu tref-
fen, erfordert auch, Krisen und Span-
nungen in anderen Regionen der Welt
entgegenzuwirken. Das gebietet nicht
nur militärische Sicherheitsvorsorge.
Dazu müssen wir alle Mittel einsetzen,
die uns politisch und wirtschaftlich zur
Verfügung stehen.

Ingrid Roitzsch, MdB: Handlungsfeld
unserer Sicherheitspolitik bleibt Eu-
ropa.

Bewegte Übergangszeit

Europa geht gegenwärtig durch eine
bewegte Übergangszeit, in der die poli-
tische Landkarte unseres Kontinents
neu gezeichnet wird. Wir leben in einer
Zeit des Wandels, der uns einmalige
Chancen bietet, eine tragfähige Sicher-
heits- und Friedensordnung aufzu-
bauen.

Diesen Wandel müssen wir aktiv
gestalten. Dabei können wir aber auch
Fehler machen. Keiner von uns kann
für sich in Anspruch nehmen, ein kla-
res Bild des künftigen Europas zu
haben. Im gegenwärtigen Entwick-
lungsprozeß bleibt die Ungewißheit
ein ständiger Begleiter. Nur wenige
Institutionen bieten eine verläßliche
Orientierung für die Gestaltung einer
europäischen Friedensordnung.

Wenn es gegenwärtig so etwas wie
ein magisches Dreieck der zukünftigen
europäischen Sicherheitsarchitektir
gibt, dann wird es durch die drei Eck-
punkte NATO, WEU und KSZE ge-
kennzeichnet. Die Handlungsfähigkeit
dieser drei Institutionen, aber auch
ihre Beziehungen untereinander, wer-
den für den Fortgang der europäischen
Entwicklung von ausschlaggebender

Bedeutung sein. In ihrem Verhältnis
zueinander sind allerdings noch viele
Fragen ungelöst.

Für uns besteht kein Zweifel, daß
die Atlantische Allianz auch in Zu-
kunft das Fundament unserer Sicher-
heit bleibt. Sie ist in ihrer transatlanti-
schen Verklammerung mit den Staaten
Nordamerikas der entscheidende Si-
cherheitsanker für die Stabilität in Eu-
ropa. Dies sehen auch die Staaten
Osteuropasso.

Für diese Sicherheitsfunktion des
Bündnisses ist die Präsenz amerikani-
scher Truppen auf unserem Kontinent
unverzichtbar. Die Vereinigten Staa-
ten sind eine atlantische und eine euro-
päische Macht; sie sind nicht mehr
wegzudenkender Bestandteil der euro-
päischen Sicherheitskultur geworden.

Die Stabilität Europas hängt an der
Stabilität der Atlantischen Allianz.
Daraus folgt, daß die Allianz nicht
überdehnt werden darf, indem zum
Beispiel durch weitgehende Sicher-
heitsgarantien für die Staaten Osteuro-
pas ein Konfliktpotential in das Bünd-
nis geholt wird, das nicht zu beherr-

schen ist. Von daher verbietet sich in
absehbarer Zeit eine Erweiterung der
Zahl ihrer Mitglieder.

Mit dem europäischen Wandel hat
die Allianz zugleich ihre politische
Funktion verstärkt. Besonders auf
dem Forum des nordatlantischen Koo-
perationsrates gewinnt die politische
Zusammenarbeit mit. den östlichen
Partnern zunehmend Gestalt. Damit
wird umgesetzt, was die NATO-Au-
ßenminister auf ihrer Kopenhagener
Tagung im vergangnen Jahr auf die
Formel gebracht haben: „Unsere Si-
cherheit ist unteilbar von der aller
anderen europäischen Staaten".

Auf den Tagungen der Verteidi-
gungsminister in Brüssel und der Au-
ßenminister in Oslo hat das Bündnis
seine grundsätzliche Bereitschaft ';-
gnalisiert, der KSZE im Einzt ü
seine Ressourcen für friedenserhal-
tende Maßnahmen zur Verfügung zu
stellen. Dabei gilt aber auch: Die
Hauptaufgabe der NATO, nämlich der
Schutz der Bündnisstaaten und die
Wahrung ihrer Integrität und Sicher-
heit darf dadurch nicht beeinträchtigt
werden.

Der blutige Konflikt im zerfallenen
Jugoslawien hat deutlich werden las-
sen, daß auf dem europäischen Konti-
nent Konflikte möglich sind, in die die
NATO nicht eingreifen kann oder will.
Wir Europäer dürfen aber nicht hand-
lungsunfähig sein, wenn unsere urei-
gensten Sicherheitsinteressen berührt
werden.

Stärkung der gemeinsamen
Sicherheitsidentität

Die Entscheidung des europäischen
Rates von Maastricht, zur Stärkung
der gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungsidentität die WEU zu
nutzen, ist deshalb von strategischer
Bedeutung.

Unter der Perspektive einer europä-
ischen Union wollen wir mit der WEU
ein Instrument der Wahrung europä-
ischer Sicherheitsinteressen schaffen.
Sie soll in der Lage sein, „verteidi-
gungspolitische Entscheidungen vor-
zubereiten und durchzuführen".

Wir haben inzwischen mit konkreten
Vorbereitungen für eine operationelle
Rolle der WEU begonnen. Künftig
werden die Generalstabschefs der Mit-
gliedsstaaten hierzu zu regelmäßigen
Beratungen zusammenkommen.
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Sicherheitsullitin

Unsere deutsch-franzöische Zusam-
menarbeit will auch auf diesem Gebiet
Motor der Entwicklung sein. Auf dem
deutsch-französischen Gipfel in La Ro-
chelle haben Präsident Mitterand und
Bundeskanzler Kohl die Aufstellung
des sogenannten Euro-Korps beschlos-
sen. Im nächsten Monat wird der Auf-
stellungsstab seine Arbeit aufnehmen,
bis 1995 soll dieser Verband einsatzbe-
reit sein.

In der Perspektive der Europäischen
Union soll dieses Korps unter Wah-
rung der verfassungsrechtlichen Gren-
zen sowie der Bestimmungen der
Charta der Vereinten Nationen drei
Aufträge erfüllen können:

- Den Einatz im Rahmen der gemein-
samen Verteidigung der Verbünde-
ten entsprechend des Artikels V des

...Washingtoner Vertrages oder ent-
.prechend dem Brüsseler Vertrag;

- den Einsatz zur Aufrechterhaltung
oder Wiederherstellung des Frie-
dens;

- den Einsatz zu humanitärer Hilfelei-
stung.

Die Entscheidung über einen Ein-
satz bleibt den jeweiligen Regierungen
vorbehalten.

Aufbau europäischer
Sicherheitsstrukturen

Die WEU als Bindegleid zwischen
NATO und der sich entwickelnden
Europäischen Union ist das politische
Dach des Euro-Korps. Das Euro-
Korps ist nur ein militärischer Beitrag
zur WEU.

Tch hoffe und bin zuversichtlich, daß
s.^n schon bald weitere Staaten am
Euro-Korps beteiligen werden. Was
wir als gemeinsame deutsch-französi-
sche Initiative begonnen haben, wollen
wir als gemeinsames europäisches Vor-
haben ins Werk setzen.

Der Aufbau europäischer Sicher-
heitsstrukturen muß sich aber unbe-
dingt im Einklang mit der Allianz voll-
ziehen. Entscheidend ist, daß wir die
Schritte zur Stärkung des europäischen
Pfeilers in der Allianz im Einverneh-
men mit den Vereinigten Staaten ge-
hen. Auch die Vereinigten Staaten
haben ein strategisches Interesse
daran, daß die Europäer mehr Verant-
wortung für ihre Sicherheit überneh-
men.

Die Ausgestaltung europäischer Si-
cherheitsstrukturen muß ergänzend
zum Bündnis erfolgen und für unsere
Bündnispartner transparent sein. Wir
dürfen keine falschen Signale nach

Nordamerika senden, die Zweifel an
unserer Verläßlichkeit wecken könn-
ten. Die USA und Kanada bleiben
unverzichtbare Stabilitätspartner und
Garanten einer friedlichen Entwick-
lung Europas.

Ich lege Wert auf die Feststellung,
daß die für das Euro-Korps bestimm-
ten deutschen Kräfte nicht aus ihrer
NATO-Assignierung herausgelöst
werden. Sie erhalten eine zusätzliche
Aufgabe, bleiben aber für die NATO
voll verfügbar. Wir haben in La Ro-
chelle gemeinsam klargestellt, daß die
nationalen Beiträge zum Euro-Korps
die bestehenden Verpflichtungen ge-
genüber anderen Organisationen nicht
berühren.

Die Priorität der Aufgaben des
Euro-Korps liegt bei einem gemeinsa-
men Einsatz im Rahmen der NATO
entsprechend Artikel V des Washing-
toner Vertrages. Das europäische
Korps kann wie andere nationale und
multinationale Kräfte sowohl im Rah-
men der WEU als auch als besonderer
europäischer Beitrag im Rahmen der
NATO eingesetzt werden. Frankreich
stellt dabei seine dem Korps angehö-
renden Truppen je nach Lage den
Krisenreaktions- oder den Hauptver-
teidigungskräften der NATO zur Ver-
fügung. Dies ist ein Fortschritt.

Deutschland hat dem Auftrag des
Euro-Korps nur unter dem Vorbehalt
der Beachtung seiner gegenwärtigen
verfassungsrechtlichen Situation zu-
stimmen können. Das vereinte und
souveräne Deutschland will außen-
und sicherheitspolitisch keine Sonder-
rolle für sich in Anspruch nehmen. Wir
wollen alle unsere Rechte und Pflich-
ten bei der Wahrung und Wiederher-
stellung des Friedens und der interna-
tionalen Sicherheit wahrnehmen kön-
nen.

Internationale Verantwortung

Vor dem Hintergrund der letzten 40
Jahre unserer Geschichte kann dies
jedoch nicht über Nacht geschehen.
Das Hineinwachsen in eine größere
internationale Verantwortung muß ein
organischer Prozeß sein, der seine Zeit
braucht.

Wir müssen dafür in der Bevölke-
rung Verständnis wachsen lassen.
Auch muß die Bundeswehr in Ausbil-
dung, Ausrüstung und Versorgung erst
einmal in die Lage versetzt werden,
Aufgaben erfüllen zu können, die über
Jahrzehnte nicht zu ihrem Auftrag ge-
hörten.

Mit dem Einsatz von 140 Sanitätssol-
daten der Bundeswehr in Kambodscha
hat Deutschland einen ersten konkre-
ten Schritt unternommen, größere in-
ternationale Verantwortung zu über-
nehmen. Wir stellen damit die medizi-
nische Betreuung der 22.000 militäri-
schen und zivilen Angehörigen der
UNTAC-Mission der Vereinten Natio-
nen sicher. Die UNTAC soll in Kam-
bodscha nicht nur den Waffenstillstand
garantieren. Sie übernimmt bis zur
Abhaltung freier Wahlen praktisch die
Regierung; sie muß diese Wahlen vor-
bereiten und nicht zuletzt fast 400.000
Flüchtlinge repatriieren. Das ist eine
riesige Aufgabe.

Erfolg oder Mißerfolg dieser Opera-
tion werden Signalwirkung für die
künftige politische Bedeutung der
UNO haben. Deshalb ist es von großer
psychologischer Bedeutung, daß
Deutschland sich hier engagiert hat.
Dies wird auch von unseren Verbünde-
ten und unseren Partnern in dieser
Operation so verstanden.

Ziele der Europäischen Integration
verdeutlichen

Wir wissen aber auch, daß die inter-
nationale Staatengemeinschaft von uns
in Zukunft über humanitäre Einsätze
hinaus eine Beteiligung an friedenser-
haltenden Maßnahmen der Vereinten
Nationen, sogenannten Blauhelmope-
rationen, erwartet. Solchen Erwartun-
gen wollen wir uns nicht entziehen.

Ich sehe hierzu einen breiten öffent-
lichen und politischen Konsens in
Deutschland. Wir werden uns deshalb
bemühen, noch in diesem Jahr die
notwendigen Voraussetzungen dafür
zu schaffen, daß deutsche Soldaten
sich an Blauhelmoperationen der Ver-
einten Nationen beteiligen können,
wenn wir dazu aufgefordert werden.

Das vorrangige Handlungsfeld unse-
rer Sicherheitspolitik aber bleibt Eu-
ropa. Für den Aufbau einer europä-
ischen Friedensordnung nach den Prin-
zipien der Charta von Paris sehen wir
in der KSZE mit ihrem weiten Teilneh-
merkreis den geeigneten Rahmen, den
es jetzt aktiv auszuformen gilt...

Der europäische Motor läuft auf
Hochtouren. Leider muß man sagen:
Er läuft gegenwärtig aber nicht rund.

Das Ergebnis des dänischen Refe-
rendums zu den Beschlüssen von Maa-
stricht ist ein schwerer Rückschlag für
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die europäische Entwicklung. Es zeigt,
wie wichtig es ist, den Bürger Sinn und
Ziel der politischen Integration Euro-
pas zu erklären. Zu lange hat sich diese
Diskussion nur auf die Zirkel der Fach-
leute beschränkt. Europa ist aber ohne
die Zustimmung seiner Bürger nicht zu
verwirklichen.

Auch die Entwicklung einer europä-
ischen Verteidigungsidentität, auch
ein europäisches Korps braucht diese
Zustimmung. Nur was wir überzeu-
gend erklären und begründen können,
gewinnt dauerhaft die notwendige öf-
fentliche Unterstützung.

In der gegenwärtigen Situation ist
das eine besonders wichtige Aufgabe
und Herausforderung, die wir als Poli-
tiker annehmen müssen.

In der gegenwärtigen Situation ist
das eine besonders wichtige Aufgabe
und Herausforderung, die wir als Poli-
tiker annehmen müssen.

Anm.: Ingrid Roitzsch, MdB, ist Parlamentari-
sche Staatssekretärin im Bundesministerium der
Verteidigung. •

Die Europäische Union und die
Sicherheitsarchitektur in Europa
Hans-Gert Pöttering

Unser alter Kontinent nimmt eine neue Gestalt an. Für viele Menschen ist das
Undenkbare Wirklichkeit geworden: Unsere christlich-demokratische Vision, das
Selbstbestimmungsrecht aller Deutschen und aller Europäer, ist in Erfüllung
gegangen.

Das Europa des Jahres 1992 befindet
sich in einer Zwischenphase, in der die
Europäische Gemeinschaft, die in sich
eine Friedensgemeinschaft ist, immer
mehr an Bedeutung zunimmt. Zum 1.
Januar 1993 sind die rechtlichen Vor-
aussetzungen für den Europäischen
Binnenmarkt geschaffen. Zwischen
den 12 Ländern der EG mit 345 Millio-
nen Menschen wird es einen freien
Austausch von Personen, Waren,
Dienstleistungen und Kapital geben.
Zum 1. Januar 1993 wird darüber hin-
aus zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und den 7 EFTA-Staaten
(Schweiz, Liechtenstein, Österreich,
Norwegen, Schweden, Finnland und
Island) ein gemeinsamer europäischer
Wirtschaftsraum (EWR) entstehen.

Die Europäische Gemeinschaft hat
mit Polen, Ungarn und der Tschechos-
lowakei Assoziierungsverträge mit
dem Ziel eines freien Handelsaustau-
sches, politischer Kooperation und der
Perspektive des EG-Beitritts abge-
schlossen. Weitere „Europaverträge"
mit den Staaten Mitteleuropas werden
folgen. Mit den meisten Republiken
der Gemeinschaft unabhängiger Staa-
ten (GUS) bereitet die Europäische
Gemeinschaft vertragliche Beziehun-
gen vor.

Der EG-Gipfel der Staats- und Re-
gierungschefs im niederländischen
Maastricht im Dezember 1991 läßt die

Staaten der Europäischen Gemein-
schaft zur Europäischen Union zusam-
menwachsen. Der negative Ausgang
des Referendums in Dänemark zu den
Maastrichter-Verträgen darf den euro-
päischen Einigungsprozeß nicht auf-
halten. Die Ratifizierung muß nun in
den anderen EG-Ländern, so in
Deutschland, fortgesetzt werden. Die
europäische Gemeinschaft muß eine
Demokratie sein. Maastricht war ein
weiterer wichtiger Schritt in die rich-
tige Richtung.

Die Ergebnisse des
Gipfels von Maastricht

Zur Verwirklichung der Demokratie
sind dem Europäischen Parlament
neue Befugnisse (Einsetzung der EG-
Kommission, Zustimmung zu interna-
tionalen Verträgen, Gleichberechti-
gung mit dem Ministerrat in einigen
Bereichen der europäischen Gesetzge-
bung etc.) zugesprochen worden. Die-
ser Weg der vollständigen Demokrati-
sierung der Europäischen Gemein-
schaft in allen Bereichen muß fortge-
setzt werden. Hierfür ist eine nächste
Regierungskonferenz erforderlich, die
parallel zu den Verhandlungen mit
EG-Beitrittskandidaten (z.B. Öster-
reich, Schweden, Finnland) arbeiten
sollte.

Eine gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik

Ein Schwerpunktthema stellte in
Maastricht der Bereich der gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik
dar. So erscheint uns heute eine ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik auf EG-Ebene noch schwieriger.
Aber bereits jetzt handeln die Zwölf in
internationalen Fragen immer mehr
mit einer Stimme, wenn dieses auch an
Einzelbeispielen - so im Prozeß des
Zerfalls Jugoslawiens - mit großen
Anstrengungen verbunden ist. Der
von den Außenministern am 7. Fe-
bruar 1992 unterzeichnete Unionsver-
trag, der die Europäische Gemein-
schaft zum 1. Januar 1993 in eine
„Europäische Union" umwandeln soll,
sieht nun erstmals eine gemeinsam °
Außen- und Sicherheitspoh fl
(GASP) sowie langfristig die schritt-
weise Entwicklung einer gemeinsamen
Verteidigung vor.

Die Außen- und Sicherheitspolitik
soll sich dabei an der Wahrung der
gemeinsamen Werte, den grundlegen-
den Interessen und der Unabhängig-
keit der Union, der Erhaltung des
internationalen Friedens und schließ-
lich der Stärkung der internationalen
Sicherheit entsprechend den Grund-
sätzen der Charta der Vereinten Natio-
nen sowie der KSZE-Charta von Paris,
orientieren. Im Gegensatz zu den Be-
stimmungen der Einheitlich Europä-
ischen Akte, die am 1. Juli 1987 in
Kraft trat, wird nun im Vertrag von
Maastricht erstmals die Verpflichtung
zu gemeinsamen außenpolitischf"1

Handeln deutlich fixiert.

Der Vertrag über die Europäische
Union trägt dem veränderten Sicher-
heitsbegriff Rechnung, in dem neben
außen- und wirtschaftspolitischen
Aspekten der Sicherheit nunmehr
auch militärpolitische nicht mehr aus-
geschlossen werden, und die Politik
der Europäischen Union auf alle Be-
reiche der Außen- und Sicherheitspoli-
tik erstreckt wird.

Beschränkung des
Rüstungsexports

Erfreulicherweise dürften in Europa
und in der Welt allerdings die militäri-
schen Aspekte der Sicherheit abneh-
men und die nichtmilitärischen an Be-
deutung gewinnen. Eine vorrangige
Aufgabe einer gemeinsamen europä-
ischen Außen- und Sicherheitspolitik
wird daher neben der notwendigen
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Hilfe für die Dritte Welt eine vorsor-
gende Sicherheitspolitik als Instru-
ment für die politische und wirtschaftli-
che Entwicklung insbesondere der ar-
men Staaten der Welt sein (Hilfe zur
Selbsthilfe).

Rüstungskontrolle und Abrüstung,
die in Europa hoffentlich weiter an
Bedeutung zunimmt, dürfen nicht
dazu führen, daß der Rüstungsexport
in Ländern der Dritten Welt uneinge-
schränkt fortgesetzt wird. Eine Kon-
trolle und Einschränkung des Rü-
stungsexports wird eine vorrangige
Aufgabe der zukünftigen Außen- und
Sicherheitspolitik sein. Europa darf
sich keine neuen Rüstungsmärkte in
der Welt suchen. Dieses ist weder
politisch noch moralisch verantwort-
bar. Zusammen mit allen rüstungspro-
r!»zierenden Staaten muß Europa dazu

\ tragen, den Rüstungsexport dra-
stisch zu reduzieren.

Die Westeuropäische
Union (WEU) als Instrument
der Europäischen Union

In der Entwicklung einer Sicher-
heitskomponente der Europäischen
Union wird die WEU eine wichtige
Übergangsrolle spielen. Sie verfügt
über klare vertragliche Grundlagen
und eine funktionierende Organisation
mit gewachsenen Beziehungen zur
NATO. Allerdings müßten sich WEU-
Optionen im wesentlichen auf gleich-
zeitig der NATO assignierte Truppen-
kontingente stützen. In die Schlußakte
des Vertrages von Maastricht über die
^iropäische Union wurde eine Erklä-

,\g der neun WEU-Mitgliedsstaaten
aufgenommen, die die Vorschläge zur
Weiterentwicklung der WEU auf
Grundlage einer deutsch-französi-
schen Initiative in allen wesentlichen
Teilen übernimmt. Politisches Kern-
stück ist die vorgesehene engere Ab-
stimmung der WEU-Staaten innerhalb
der Allianz. Dies wird dazu führen,
daß Europa auch in der NATO sicht-
barer als bisher mit einer Sprache
spricht.

Alle Mitglieder der Europäischen
Gemeinschaft, gemeint sind hier Dä-
nemark, Griechenland und Irland,
sind eingeladen, der WEU beizutreten
oder Beobachter zu werden. Die ande-
ren europäischen Mitgliedsstaaten der
NATO, die der Europäischen Ge-
meinschaft nicht angehören, also Nor-
wegen und die Türkei, können als
„assoziierte Mitglieder" an den Tätig-
keiten der WEU voll teilnehmen. Die

Blauhelme in aller Welt
Stärke der UN-Friedenstruppen und jährliche Kosten

geplant:
UNPROFOR
Kroatien

14390
634 Mio. S

UNDOF
Golan
1330
42 Mio. $

UNMOGIP
Kaschmir

40
5 Mio. $

UNIKOM
Irak/Kuwait

300
65 Mio. $

UNAMIC
Kambodscha

1380
39 Mio. $

UNTSO
Israel

290
31 Mio. $

geplant:
UNTAC
Kambodscha

19500
1 900 Mio. S

UNAVEM II
Angola

440
102 Mio. $

WEU kann von der Europäischen
Union Aufträge erhalten, die auch
militärische Aktionen betreffen kön-
nen. Als ein Erfolg ist auch zu werten,
daß die Präsidentschaften in WEU und
Europäischer Union harmonisiert wer-
den und damit ein koordiniertes Han-
deln erst möglich wird. Offen ist dabei
allerdings noch, wie mit den G-Mit-
gliedsstaaten verfahren wird, die nicht
der WEU angehören bzw. ihr in Zu-
kunft nicht angehören wollen (ggf.
Dänemark und Irland).

Für die zukünftige Rolle der WEU
hat man sich bislang darauf geeinigt,
einen WEU-Planungsstab einzurich-
ten und in Ergänzung zur Allianz die
militärische Zusammenarbeit auf den
Gebieten der Logistik, des Transports,
der Ausbildung und der strategischen
Aufklärung voranzutreiben. Ebenso
wurde beschlossen, Treffen der Gene-
ralstabschefs der WEU-Mitgliedsstaa-
ten einzurichten, die Rüstungskoope-
ration zu verstärken und eine europä-
ische Rüstungsagentur zu gründen.
Außerdem soll das WEU-Institut zu
einer Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungsakademie ausgebaut
werden.

Die deutsche Verantwortung

Die wohl wichigste Entscheidung
besteht darin, daß der WEU militäri-
sche Kontingente zugeordnet werden
können. Die der WEU damit zuge-
schriebene operationelle Rolle im
Rahmen der gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik der Europä-
ischen Union muß aber noch konkreti-
siert werden. Insbesondere ist eine
Antwort zu geben auf die Frage, wie
die WEU, die in enger Kooperation
mit dem Atlantischen Bündnis arbei-

ten soll, verhindern kann, NATO-Auf-
gaben und Einrichtungen lediglich zu
duplizieren. Eine europäische Ein-
greiftruppe, die außerhalb des NATO-
Gebietes (out of area) zur Wiederher-
stellung von Recht, Demokratie und
Sicherheit eingesetzt werden könnte,
sollte deshalb mit einem „NATO-Hut"
(ggf. ohne Frankreich) und einem
„WEU-Hut" ausgestattet werden.

Jetzt muß auch die Bundesrepublik
Deutschland als der bevölkerungs-
reichste und wirtschaftlich stärkste
Mitgliedsstaat von EG und WEU
durch die Bereitstellung von Krisenre-
aktionsstreitkräften einen Beitrag lei-
sten. Eine deutsche Sonderrolle, die
sich europäischer und internationaler
Verantwortung entzieht, würde mit
Recht von unseren Partneren nicht
akzeptiert und entspricht auch nicht
den deutschen Interessen. Eine euro-
päische Friedenstruppe für out-of-
area-Einsätze - im Rahmen von Aktio-
nen der Vereinten Nationen oder der
Europäischen Union - ist ohne deut-
schen Beitrag kaum vorstellbar.

Das geeinte Deutschland muß inso-
weit rasch die politischen und ggf.
verfassungspolitischen Voraussetzun-
gen für die Teilnahme von Bundes-
wehreinheiten an derartigen Einsätzen
schaffen. Eine Grundgesetzänderung,
die sich im Rahmen zusätzlicher Ver-
antwortung jedoch nur auf sog. „Blau-
helm-Einsätze der UNO beschränkt,
ist abzulehnen. Eine Beschränkung
nur auf UNO-Blauhelme wäre weni-
ger, als die deutsche Verfassung heute
zuläßt. Sie würde ein gemeinsames
Handeln im Rahmen der am 1.1.1993
entstehenden Europäischen Union be-
hindern und damit den Geist des Ver-
trages von Maastricht verletzen.
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Bei den europäischen Partnern
Deutschlands würde die Beschränkung
auf „Blauhelm-Einsätze mit Recht Un-
verständnis und Widerspruch hervor-
rufen. Eine derartige deutsche Sonder-
rolle, die sich der europäischen Solida-
rität verweigert, ist antieuropäisch und
in einem neuen Sinne nationalistisch.

Die Möglichkeiten der KSZE

Zusätzlich kommt mit der Konfe-
renz für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa eine neue Ebene für
sicherheitspolitische Befassung im eu-
ropäischen Zusammenhang in den
Vordergrund. Infolge der vorrangig
ökonomischen und technologischen
Bedürfnisse Mittel- und Osteuropas
bietet die KSZE als Sicherheits- und
ordnungspolitischer Stabilitätsrahmen
Vorteile. Bereits seit Jahren kann die-
ses Forum auf Erfolge in der Einbezie-
hung der Vereinigten Staaten und der
alten Sowjetunion in die Sicherheits-
probleme Europas wie in der Veranke-
rung sicherheits- und vertrauensbil-
dender Maßnahmen zwischen Ost und
West in Europa verweisen. Sollten die
bislang zwischen der NATO und dem
Warschauer Pakt behandelten Pro-
blemkreise von den KSZE-Staaten, zu
denen jetzt auch die Republiken der
ehemaligen Sowjetunion gehören,
übernommen werden, spricht vieles
für eine Kompetenzausweitung dieser
„Sicherheitsgemeinschaft". Die ge-
samteuropäische Dimension zieht aber
gleichzeitig den Möglichkeiten der
KSZE hinsichtlich ihrer Handlungsfä-
higkeit Grenzen. Das wurde anläßlich
des tragischen Krieges im zerfallenen
Jugoslawien deutlich.

Fortschritte sind dennoch unver-
kennbar. Das Prager Dokument vom
Januar 1992 sieht nun erstmals vor, daß
„in Fällen von eindeutigen groben und
nichtbehobenen Verletzungen ein-
schlägiger KSZE-Verpflichtungen an-
gemessene Maßnahmen durch den Rat
bzw. den Ausschuß hoher Beamter
getroffen werden können, erforderli-
chenfalls auch ohne Zustimmung des
betroffenen Staates".

Erst durch eine Kompetenzauswei-
tung kommt dem gemäß der Charta
von Paris neueingerichteten Konflikt-
verhütungszentrum in Wien eine ent-
scheidende Rolle zu. In einer derarti-
gen Institutionalisierung des KSZE-
Prozesses muß ein dauerhafter Zuge-
winn an Sicherheit, Stabilität und Kon-
tinuität der Beziehungen in Europa
gesehen werden. Dabei darf jedoch

nicht verkannt werden, daß die Schaf-
fung einer institutionalisierten KSZE-
Struktur aufgrund ihres intergouverne-
mentalen Charakters niemals einen su-
pranationalen Zusammenschluß, wie
es in der EG der Fall ist, ersetzen kann.

Die Rolle der NATO

Zweifelsohne haben die NATO und
die mit ihr institutionalisierte Präsenz
der USA in Europa mehr als 40 Jahre
lang ihre Aufgabe erfüllt und durch
eine konsequente Haltung wesentlich
zum Wandel in der Außen- und Sicher-
heitspolitik in der alten Sowjetunion
beigetragen. Die NATO bleibt erfor-
derlich und muß ihre friedensstiftende
Funktion aufrechterhalten. Auch be-
stimmte Formen der Kooperation mit
den Staaten Mittel- und Osteuropas
sollten nicht ausgeschlossen werden.

Der von der NATO ins Leben geru-
fene Nordatlantische Kooperationsrat
bietet ein geeignetes Forum für die
sicherheitspolitische Zusammenarbeit
mit den Ländern Ost- und Mitteleuro-
pas. Inwieweit die NATO den in Eu-
ropa so dringend erforderlichen Inte-
grationsprozeß fördern kann, ist aber
fraglich. Dafür wäre nämlich ein in
erster Linie ökonomisches Instrumen-
tarium notwendig, über das die NATO
im Gegensatz zur Europäischen Ge-
meinschaft nicht verfügt. Für die Fort-
führung des Rüstungskontrollprozes-
ses dagegen verfügt die NATO, über
entsprechende Instrumente. Mit fort-
schreitender europäischer Einigung
soll sich die NATO zu einem europä-
isch-amerikanischen Bündnis weiter-
entwickeln, so daß die gegenwärtige
multinationale Struktur mit amerikani-
scher Dominanz an eine stärkere bila-
terale Struktur („Zwei-Pfeiler-Theo-
rie") angepaßt werden müßte.

Das deutsch-französische Korps

Das in La Rochelle von Staatspräsi-
dent Francois Mitterand und Bundes-
kanzler Helmut Kohl beschlossene
deutsch-französische Korps könnte ein
wichtiges Instrument werden,
Deutschland in eine stärkere militäri-
sche Verantwortung einzubinden. Das
deutsch-französische Korps, das die
NATO nicht schwächen, sondern er-
gänzen soll, bleibt unvollständig, wenn
sich ihm nicht andere WEU-Länder
anschließen. Deshalb ist es wichtig,
daß die anderen WEU-Länder aufge-

schlossen sind für die Einladung von
Bundeskanzler Kohl und Staatspräsi-
dent Mitterand, das deutsch-französi-
sche Korps durch eigene Beiträge zu
ergänzen, um so - in Konsultation mit
der NATO - schrittweise eine europä-
ische Verteidigung im Rahmen der
Europäischen Union/WEU und des
westlichen Bündnisses aufzubauen.

Außen- und Sicherheitspolitik
muß Gemeinschaftspolitik werden

Ein weiterer Fortschritt von Maa-
stricht im Hinblick auf die gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik der Eu-
ropäischen Union ist auch, daß die
Europäische Kommission für diesen
Bereich Vorschläge unterbreiten kann
und voll in diesen Prozeß mit einbczo-
gen wird. Dennoch müssen leider auch
kritisch zu beurteilende Aspekte an ^
sprachen werden. Zum einen ist cue
Außen- und Sicherheitspolitik auch in
Zukunft keine Gemeinschaftspolitik,
sondern intergouvernementale Zu-
sammenarbeit. Zum anderen wird das
Europäische Parlament in die europä-
ische Außen- und Sicherheitspolitik
zwar durch Konsultation und Informa-
tion einbezogen, das Parlament hat
jedoch keine wirklichen Kontroll-
rechte. Außerdem sind Mehrheitsent-
scheidungen in der Außen- und Sicher-
heitspolitik nicht vorgesehen, sondern
lediglich hinsichtlich der Durchfüh-
rung sog. „gemeinsamer Aktionen"
möglich. Hier sind in Zukunft Korrek-
turen notwendig.

Entscheidend ist jedoch: Nach der
Ratifizierung der Maastricht-Verträge
können die EG-Staaten, die zur EU \n Union werden, mit dem not-

wendigen politischen Willen in Zu-
kunft in der Außen- und Sicherheitspo-
litik umfassend und wirksam gemein-
sam handeln und damit zum Frieden in
Europa und in der Welt beitragen.
Dabei ist zu hoffen, daß es mit vorsor-
gender Sicherheitspolitik (Wirtschafts-
hilfe, Kooperation beim Aufbau der
Demokratie usw.) gelingen möge,
nichtmilitärischen Aspekten der Si-
cherheit Priorität zu geben und so
militärische Mittel zur Verteidigung
von Demokratie und Menschenrech-
ten als „Ultima ratio" zu begreifen.
Auch deswegen muß „Maastricht" ein
Erfolg werden.

Anin.: Dr. Hans-Gert Pöttering, MdEP ist
stellv. Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe im
Europäischen Parlament und Vorsitzender des
Unterausschusses „Sicherheit und Abrüstung"
des Europäischen Parlaments. •
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Bedeutung der Religion
in unserer Gesellschaft
Neue Herausforderung für die christliche Jugendarbeit

Cornelia Yzer

Der Umbruch in Ostdeutschland hat nicht nur eine wirtschaftliche, sondern ganz
wesentlich auch eine geistige und psychologische Dimension. Junge Menschen
haben erlebt, wie Autoritäten zusammenbrachen, selbst Lehrer und zum Teil auch
Eltern ihre Glaubwürdigkeit einbüßten. Sie haben eine Situation erfahren, in der
von einem auf den anderen Tag plötzlich nicht mehr galt, was bislang als objektive
und unantastbare Wahrheit ausgegeben wurde.

In dieser Situation, in der an die
Stelle einer Einheitsweltanschauung
eine oftmals verwirrende Vielfalt von
Informationen und Meinungen getre-
ten ist, versuchen Sekten, die Deso-
rientierungen junger Menschen für
iî  fZiele auszunutzen. Mit einfachen
Antworten auf komplexe Probleme
versuchen sie für sich zu werben.

Doch dieses Problem stellt sich nicht
nur in den neuen Ländern. Auch in der
ausgeprägten pluralistischen Gesell-
schaft Westdeutschlands fällt es immer
mehr jungen Menschen schwer, Orien-
tierung und Gewißheit zu finden. Ver-
meintliche Sinnvermittler haben leider
immer mehr Konjunktur.

Es ist Aufgabe aller gesellschaftli-
chen Gruppen, junge Menschen über
die wirklichen Ziele der Sektenführer
aufzuklären und ihnen Schutz und
Hilfe vor wirtschaftlicher und geistiger
Ausbeutung und Unterdrückung zu
geben.

Auflösung religiös
begründeter Lebenszusammenhänge

Ich halte es für ganz wichtig, daß vor
allem unsere christlichen Kirchen und
ihre Jugendarbeit den jungen Men-
schen Angebote zur Identitätsfindung
und zur Auseinandersetzung mit Sinn-
fragen geben. Denn ich bin überzeugt,
daß gerade die Kirchen Jugendlichen
geistige und moralische Orientierung
anbieten können, die sie gegen Ge-
fährdungen durch selbsternannte Pro-
pheten immunisieren. Der Andrang
auf Kirchentagen zeigt, wie groß das
Bedürfnis junger Menschen ist, über
Fragen des Sinns und der Werte zu
diskutieren. Kirchentage zeigen auch
in beeindruckender Weise, in welcher
Weise die Kirchen ein Angebot an
junge Menschen machen, das diese
anspricht und von ihnen aufgenommen
wird.

Parlamentarische Staatssekretärin
Cornelia Yzer, MdB: Jugendliche im
Osten suchen nach neuen Orientie-
rungspunkten

Heute über „Gott" und „Religion"
zu sprechen, vor allem im Hinblick auf
junge Menschen, gehört allerdings
längst nicht mehr zu den Selbstver-
ständlichkeiten. Von vielen Jugendli-
chen - und nicht nur ihnen - wird
beides als ein Anachronismus aus
längst vergangenen Zeiten angesehen.
In der Tat ist die Infragestellung der
Religion nicht neu. Die Auflösung reli-
giös begründeter Lebenszusammen-
hänge zugunsten einer bloßen Diessei-
tigkeit ist geradezu ein Kennzeichen
der neuzeitlichen Geschichte. Dieser
Prozeß der Säkularisierung hat viel von
der Vertrautheit des Menschen in sei-
ner Umwelt zerstört und das Entstehen
einer Vielfalt konkurrierender weltan-
schaulicher Denk- und Glaubenssy-
steme bewirkt. Der Zuwachs an Frei-
heit, der damit verbunden ist, die Ab-
lösung von religiösen Normen und
Werten, hat ihren Preis in dem Ver-
zicht auf ein allen gemeinsames Be-
wußtsein verbindliche Norm- und
Wertvorstellungen.

Doch auch unser wissenschaftlich-
technisches Zeitalter mit seiner Viel-
zahl von Zerstreuungsangeboten hat es

nicht geschafft - und wird es auch nicht
schaffen - die Frage nach dem Sinn
befriedigend zu beantworten.

Ich glaube das zeigt, daß wir mit
bloßen rationalen Antworten nicht
weiterkommen, vor allem aber auch
jungen Menschen keine Hilfe sind.
Natürlich, wir brauchen auch weiter-
hin Rationalität, wir brauchen den ra-
tionalen Dialog, so wie ihn die Aufklä-
rung gefordert hat, um unsere Pro-
bleme aufzugreifen und zu bewältigen.

Es sollte uns aber auch nachdenklich
machen, wenn ein kritischer Geist wie
der Züricher Philosoph Hermann
Lübbe beständig daran erinnert, daß
die Errungenschaften der Aufklärung
nur dann Bestand haben, wenn die
Religion in unserer Gesellschaft prä-
sent bleibt, weil sonst wesentliche
Grundbedürfnisse des Menschen nicht
gedeckt werden. Lübbe kommt zu dem
Ergebnis: „Nicht die Religion hat sich
als Illusion erwiesen, sondern die Reli-
gionstheorie, die sie als Illusion behan-
delt." Illusionär, so Hermann Lübbe,
sei die Erwartung, „daß kulturelle und
soziale Fortschritte uns einmal in Le-
bensumstände versetzen könnten, in
denen wir auf Leistungen religiöser
Kultur nicht mehr angewiesen sein
würden". •

In der Tat: es gibt wohl keine Le-
benskultur, die nicht von Prämissen
religiöser Orientierung mitbestimmt
ist, von unserer Warheitsfähigkeit in
Politik, Recht oder Wissenschaft über
die öffentliche Verpflichtung zur Hilfe
in menschlicher Not bis zur uneinge-
schränkten Zuerkennung von Men-
schen- und Bürgerrechten. Religion,
ohne deren Kritik der Aufklärungspro-
zeß nicht zu denken sei, gehöre, so
Hermann Lübbe, „nach der Aufklä-
rung zu den Bedingungen ihrer Erhal-
tung".

Christliche Verantwortung stärken

Hier sehe ich eine wichtige Aufgabe
christlicher Jugendarbeit. Sie muß mit-
helfen, jungen Menschen deutlich zu
machen, daß es in unserer Zeit perfek-
ter Mittel nicht nur auf ein Höchstmaß
von politischen und technisch-wissen-
schaftlichem Sachverstand ankommt,
sondern auch auf ein Höchstmaß ethi-
scher Verantwortung. Sie muß aufzei-
gen, daß das, was junge Menschen an
Fähigkeiten erwerben, seinen Sinn
nicht in sich selbst hat, sondern sie in
die Lage versetzt, ihr Können sinnvoll
und zum Wohle ihrer Mitmenschen zu
gebrauchen.

Verantwortung
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Natürlich ist das ein schwieriger
Weg. Aber er muß meines Erachtens
gegangen werden, wenn wir nicht de-
nen das Feld überlassen wollen, die die
Sehnsucht junger Menschen nach ein-
fachen Wahrheiten und unverrückba-
ren Überzeugungen ausbeuten.

Religion kann nicht einfach ad acta
gelegt werden. Gerade das pluralisti-
sche Gemeinwesen ist mehr denn je
darauf angewiesen, daß es genügend

Menschen gibt, die aus religiöser, ich
persönlich sage aus christlicher Ver-
antwortung heraus handeln.

Anm.: Cornelia Yzer, MdB, ist Parlamentari-
sche Staatssekretärin im Bundesministerium für
Frauen und Jugend. Diesen Vortrag hielt sie
anläßlich der Vorstellung der beiden Studien
„Jugend und Religion l und 2", die die Arbeits-
gemeinschaft der Evangelischen Jugend in Auf-
trag gegeben hat. •

Jugendreligionen im Osten -
Ostbefindlichkeit als Ansatzpunkt
für Werbung
Thomas Gandow

Neben der zweifellos vorhandenen inneren Dynamik der Jugendreligionen und
den äußeren Zwängen, die sie zu einer Ausweitung ihrer Aktivitäten „in den
Osten" bringen, müssen als „objektive Seite" die „ost-spezifischen" Bedingungen
für die Attraktivität und Wirksamkeit der Werbung der Jugendreligionen betrach-
tet werden, müssen die „Ex-DDR-spezifischen Bedingungen" betrachtet werden.

Da ist einmal der oft beschriebene
Informationshunger. Welch hohe
Glaubwürdigkeit genießt in der Ex-
DDR immer noch Gedrucktes, allein
weil es gedruckt ist!

Bisher ungeübt in Religions- und
Ideologiekritik, weil vormundschaft-
lich abgeschirmt und „beschützt",
müssen der Öffentlichkeit (religiöse)
Behauptungen und Alternativen ver-
schiedenster Art gleichwertig erschei-
nen, wenn nicht sogar die Entschei-
dung für exotische Angebote auf
Grund ihrer Neuheit und Unhinter-
fragbarkeit eine größere Plausibilität
beanspruchen kann.

Auf lange Sicht schwerwiegender
aber ist die ahnungslose Unbefangen-
heit der Öffentlichkeit, die den (reli-
giösen) Behauptungen und Ansprü-
chen aller möglichen seriöser und auch
zweifelhafter Gruppen ohne eigene In-
formationen und Kriterien gegenüber-
steht.

Da wird das Bild des gekreuzigten
Christus, das Kruzifix, schon mal mit
einem Spartacus-Denkmal verwech-
selt - wenigstens historisch fast korrekt
zugeordnet. Ein Lehrer informiert
seine Schüler besten Willens im Zu-
sammenhang mit den Mönchsorden
des Mittelalters: „Heute gibt es nur
noch drei Orden: die Jesuiten, die
Freimaurer und opus dei!" - immerhin
1/2 Treffer. -Buddha, Konfuzius, Hin-
duismus, Okkultismus sind dagegen

unter Lehrern völlig unbekannt, auch
wenn es in der DDR und UdSSR eine
sprießende Okkultszene und - im Un-
tergrund - missionierende Religionen
gegeben hat.

Immerhin gibt es aber auch „Fach-
leute", die aus der gegenwärtigen Si-
tuation, in der 75% der jungen Leute
ohne jede religiöse Information aufge-
wachsen sind, andere Schlußfolgerun-
gen ziehen: Von einem evang. Jugend-
pfarrer in einer Großstadt wurde z.B.
die Einschätzung vertreten, fehlende
religiöse Bildung sei kein Mangel, son-
dern nachgerade ein Vorteil, weil da-
durch Sekten keine Möglichkeit der
Anknüpfung finden würden! Wer
keine Ahnung von Adam und Eva
habe, dem könne man auch nichts
Falsches über die beiden erzählen.

Die Vorstellung ist rührend und
erinnert ein wenig an den Vorschlag,
Schwangerschaften, Geschlechts-
krankheiten und Vergewaltigungen
durch Streichung der Sexualkunde
vom Stundenplan zu verhüten.

Ähnlich wie dieser Pfarrer, wenn
auch mit genau entgegengesetzter
Stoßrichtung argumentierte übrigens
1990 die damals frischgebildete „Ex-
tremismusabteilung" der Kriminalpo-
lizei der Noch-DDR gegenüber dem
damaligen Ev. Nachrichtendienst
(ena) auf die Frage, wer denn für die
Werbung gefährlicher Sekten aufge-
schlossen sei. Die Polizeiabteilung sah

im Allgemeinen nur ein geringes Ge-
fährdungspotential: „Für die Sekten
sei jedoch die Glaubensbeziehung der
Christen ein günstiger Ansatzpunkt für
ihre Mission." (ena-aktuell Nr. 32 vom
5.4.1990)

Eine Untersuchung des Züricher
Religionssoziologen Schmidtchen über
die Attraktion von Sektenargumenten
und Sektenwerbung ergab eher das
Gegenteil: Menschen mit kirchlichen
Bindungen sind anscheinend eher we-
niger anfällig für die Sektenwerbung
(aus was für Gründen auch immer).
11% der von Schmidtchen Befragten
waren von Sekten ansprechbar und
interessierbar, sogar 20% der unter
20-jährigen, bei den nicht-kirchlich ge-
bundenen aber waren es sogar 35%.
(vgl.: Gerhard Schmidtchen: Sekten
und Psychokultur, Freiburg 1987)

'
.'ü -

Auffälligkeit für Jugendreligionen
beleuchten

Was aber macht nun anfällig für
Jugendreligionen und woher kommt
es, daß 15% der befragten Jugendli-
chen in den FNL schon 1990 Sympathie
und Interesse für „Jugendreligionen"
bekunden, die sie z.T. gar nicht kon-
kret kennen konnten?

Es ist beeindruckend, ja bedrük-
kend, wie selbst Jahrmarktswahrsager
heute auf den Märkten und Rummeln
der FHL endlos lange Schlangen Rat-
suchender (junger) Menschen vor ih-
ren Zelten haben. Horoskope in ver-
meintlich seriösen Tageszeitungen
(der schon untergegangene „Morgen"
machte den Anfang), aber auch im
DFF zur besten Sendezeit am S)Y -
abend waren Zeichen dieses Umsciua-
gens einer fehlgeleiteten Religionskri-
tik in kritiklosen Aberglauben.

In der Praxis war man zu DDR-Zei-
ten mangels echter Religionskritik
nicht einmal geschützt vor religiösen
Ansprüchen in Ideologie und Sprache
(„die welthistorische Mission (=Sen-
dung) der Arbeiterklasse" bis hin zu
Personenkult und Ideenkult („Der
Marxismus-Leninismus ist allmäch-
tig...").
Heilsgeschichtliche Ansprüche und
Sinnversprechen über den Tag hinaus
korrespondierten aber mit den realexi-
stierenden Bedürfnissen nach Sinnstif-
tung, Gemeinschaft und Dauer.

Gerade die zur Verwunderung vieler
„Ost-Experten" "post festum", also
nach dem 3.10.90 anhaltende Attrakti-
vität einer jetzt von allem Zwang, aber
auch von jeglichen Inhalten befreiten
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"Jugendweihe" beweist die Existenz
religiöser Bedürfnisse, nicht ihre
Überwindung oder gar ihre Abgewöh-
nung. Aber beim bloß rituellen Wei-
termachen bleibt es nicht.

Die bisherige offizielle Ablehnung
aller nicht-marxistisch-leninistischer
Weltanschauungen ist in eine unkriti-
sche Akzeptanz für alles mögliche,
auch für bisher Verpöntes umgeschla-
gen. „Das war ja alles verteufelt - es
muß also etwas daran sein" kann man
jetzt hören. Selbst Volksaberglaube,
Astrologie etc. profitieren nun von
einer Art Kipp-Phänomen, treten aus
ihrem Schatten heraus als bisher wie
die Religion unterdrückten Formen
von Lebensbedeutung und finden nicht
nur Aufmerksamkeit, sondern auch
Förderung.

KJ .giöse Bedürfnisse?

„ Sinnverlust, Geborgenheitsverlust,
Zukunftsverlust", so hatte F.W.
Haack Mitte der 70er Jahre die Gründe
für die Attraktivität der Jugendreligio-
nen benannt. Damit beschrieb er den
Tatbestand,

- daß es in der modernen Gesellschaft
keine allgemein verbindlichen Sinn-
vorstellungen, aber auch keine staat-
lichen oder sonstwie gesellschaftli-
chen Sinn vorgaben gibt;

- daß die mobile Industriegesellschaft
bei zunehmender Zahl von Ein-Per-
sonen-Haushalten und Ein-Eltern-
Familien keine einfach vorhandenen
Geborgenheits- und Nachbar-

f lhaftsstrukturen hat und

- daß durch Entscheidungsvorweg-
nahme Zukunft nicht mehr der Be-
reich aller Möglichkeiten ist, son-
dern durch heute getroffene Vorent-
scheidungen als Bereich der einge-
schränkten und verdorbenen Mög-
lichkeiten gefürchtet wird, wie z.B.
in der aktuellen Diskussion an den
Fragen atomarer Endlagerung oder
der Gentechnologie deutlich wird.

Ich sehe für die Ex-DDR eine ex-
treme Potenzierung dieser Problemla-
gen: Wie mit dem Expreßzug wurden
die Ex-DDR-Bürger in die Wirklich-
keit der Bundesrepublik der 90er Jahre
katapultiert - auch die, die gerufen
hatten „Wir bleiben hier!" und mußten
so mit rasanter Schnelligkeit eine An-
passung leisten, für die Alt-Bundesre-
publikaner 40 Jahre Zeit und eine Art
Anpassungsrevolte oder Kulturrevolu-
tion 1968 ff. hatten.

Bonn will über Jugendsekten informieren.
Die Bundesregierung will noch in diesem Jahr eine zentrale Informations-

und Dokumentationsstelle über Jugendsekten einrichten. Dadurch solle
künftig erfolgreicher gegen solche „dubiose" Gemeinschaften vorgegangen
werden können, sagte Bundesjugendministerin Angela Merkel in einem
Interview der „Neuen Osnabrücker Zeitung". Vereinigungen wie die
„Scientology-Church", „Hare Krishna" oder die „Mun-Sekte" versuchen
nach Angaben von Merkel verstärkt, in den neuen Bundesländern Fuß zu
fassen. Die Jugendlichen seien dort bisher mit solchen Sekten kaum in
Berührung gekommen und deshalb besonders anfällig für deren Werbever-
suche. Hinzu kämen die sozialen Probleme wie Arbeitslosigkeit und
Orientierungslosigkeit nach dem Zusammenbruch des sozialistischen Sy-
stems.

(aus: epd)

Aber dies Bild vom Zeitsprung
reicht nicht aus. Die Ostler kamen ja
nicht aus der Vergangenheit, aus den
fünfziger Jahren, sondern aus einer
sozialistischen „Parallelwelt"
Science-fiction-Fans und DDR-Freaks
mögen mir diese Begriffsentlehnung
verzeihen.

In der DDR hat es nicht nur keinen
Gewöhnungseffekt gegeben an die
vielleicht notwendig oder wenigstens
unvermeidlich zur modernen (kapitali-
stischen) Zivilisation gehörenden De-
fiziterlebnisse; im Gegenteil wurden
sie durch eine Staatsideologie über-
spielt, in der das Gegenteil festzuste-
hen schien: Sinn und Orientierung,
Gemeinschaft und Geborgenheit, Per-
spektive und Zukunftsgarantie waren
Grundpfeiler des real existierenden
Sozialismus.

Ein Lied von Louis Fürnberg, das
wir in der Grundschule beim Fahnen-
appell lernten und das ganze DDR-
Schülergenerationen sangen, hieß:
„Du hast ja ein Ziel vor den Augen,
damit du dich in der Welt nicht irrst,
damit du weißt, was du machen sollst,
damit du einmal besser leben wirst. ...
Allen die Welt und jedem die Sonne,
... Wir sind Soldaten, Kämpfer fürs
Glück."

Aber jetzt ist auf einmal zur „Le-
benslüge" geworden, was vorher
„Realität" war und umgekehrt. Nicht
jeder bringt die Flexibilität (oder An-
passungsfähigkeit) auf, sich im Wupp-
dich schnell umzuorientieren. Nicht
jeder kann auch den Wandlitz- mit dem
Tegernsee vertauschen. Unklar ist
noch, was als verächtlicher gelten
sollte: der „Wendehals" oder die „rote
Socke". Wie schwer grundsätzliche
Umstellung auch für „gelernte West-
lern" ist, nämlich eine bisherige „Le-

benslüge" als neue Realität zu akzep-
tieren, zeigen die Repräsentanten der
bisher stets „provisorischen Bundes-
hauptstadt Bonn".

Sinn- und Orientierungsverlust

- Was soll an die Stelle der abgehäng-
ten Honeckerbilder in den Krippen
und Kindergärten treten? Wem sol-
len sich jetzt Kinder, Erzieherinnen
und Lehrer verdanken? Wie eine
Seifenblase sind alle früheren Orien-
tierungen geplatzt, die offizielle
Weltanschauung, die Gegner und
Freunde so oder so bestimmte, ist
aufgehoben. Wofür (oder wogegen)
soll jetzt gelebt und gekämpft wer-
den? Wer gibt die Parole aus, sagt
an, was angesagt ist?

Der Oberarzt der Nervenklinik der
Charite, Alexander Schulze, stellte
schon Anfang 1990, als die Situation
sich erst entfaltete, in der wir heute
leben, fest: „Viele Menschen finden
sich in der gegenwärtigen Situation
überhaupt nicht zurecht. ... Sie waren
perfekte Befehlsempfänger".

Geborgenheits- und
Zugehörigkeitsverlust

- Alte Strukturen bis hinein ins Stadt-
bild, die Menschen ein wenig Gebor-
genheit und Heimat geben können,
hatte die SED zunächst zu beseitigen
versucht - mit dem Anspruch, Neues
und Besseres für den „Neuen Men-
schen" an ihre Stelle zu setzen. Alt-
bauviertel wurden dem Verfall über-
lassen (Greifswald, Görlitz!), Orien-
tierungspunkte beseitigt (Universi-
tätskirche Leipzig, Garnisonskirche
Potsdam, Stadtschloß Berlin usw.).

Länder wurden abgeschafft. Das
Vereinswesen demokratisch-zentrali-
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stisch neu geordnet. An ihre Stelle
wurden neue Geborgenheiten gesetzt.
Aber die neuentstandenen und neuge-
schaffenen Bindungen innerhalb der
DDR (z.B. in Massenorganisationen
und Arbeitskollektiven, aber gerade
auch in den oppositionellen und alter-
nativen Gruppen) sind inzwischen zer-
stört durch (Stasi-) Angst, durch eine
rasante Entsolidarisierung im Zuge der
Wirtschaftsunion. Nach der Ausreise-
bewegung, die ganze Freundeskreise
mehr als dezimierte, nun noch die
Pendelei auf der Suche nach Arbeit.

Auf der Suche nach festen Strukturen
(foto: dpa)

Zukunftsverlust

- Alle vorausschauende Planung und
Zukunftssicherung wurde früher
von Staat und Partei global und für
den Einzelnen übernommen - wer
als Lehrling in einen Betrieb eintrat,
kannte die Höhe seiner Rente, wer
zum Studium zugelassen wurde,
hatte eine berechenbare Karriere
vor sich - all das ist jetzt durch-
kreuzt, ja absurd gemacht und abge-
wertet: Die Währung, in der gerech-
net und gespart und geplant wurde
ist weg; die Umwelt ist zerstört und
auf Jahrzehnte belastet, alle bisheri-
gen Lebenspläne (auch die, die sich
die Einzelnen im Rahmen aber z.T.
auch gegen die offiziellen Vorgaben
gemacht haben), sind über den Hau-
fen geworfen. Alle vorauseilende
Anpassung an die feststehende Zu-
kunft war umsonst. Viele wissen
nicht, wie es weitergehen wird.

Der Zerfall aller bisherigen Orien-
tierungen ist die innere „hausge-
machte" Bedingung, unter der Orien-

„Es ist die Aufgabe aller ge-
sellschaftlichen Gruppen, junge
Menschen über die wirklichen
Ziele der Sektenführer aufzuklä-
ren und ihnen Schutz und Hilfe
vor wirtschaftlicher und geistiger
Ausbeutung und Unterdrückung
zu geben. Ich halte es für ganz
wichtig, daß die Kirchen und ihre
Jugendarbeit den jungen Men-
schen Angebote zur Identitäts-
findung und zur Auseinanderset-
zung mit Sinnfragen geben.
Denn ich bin überzeugt, daß ge-
rade die Kirchen Jugendlichen
geistige und moralische Orientie-
rung geben können,die diese ge-
gen Gefährdungen durch selbst-
ernannte Propheten immunisie-
ren."

Dr. Angela Merkel, anläßlich Einfüh-
rung von Pfarrer Gandow in sein Amt als
Provinzialpfarrer für Sekten- und Welt-
anschauungsfragen.

tierungsanbieter wie die Jugendreligio-
nen nun auftreten können. So treffen
sie wie die Faust aufs Auge.

Die hieraus resultierende Gefahr
wurde zuerst wohl unterschätzt. „Ideo-
logie, nein danke" - sei die Devise der
Stunde. Pfarrer Hülsemann, Jugend-
pfarrer von Ost-Berlin hoffte z.B. zu-
nächst, eine Art Ideologieresistenz
habe sich herausgebildet.

„Jede Frage hatte früher ihre Ant-
wort, zwar nicht vom Guru, aber vom
Parteisekretär. Davon haben die Ju-
gendlichen hier genug. Sie sind in der
jetzigen Situation eher dankbar für
Menschen, die ihre Ratlosigkeit tei-
len." (zitiert nach Glaube und Heimat,
21.4.90)

Zu einer weniger optimistischen
Einschätzung der Orientierungslage
und Orientierugnsnot kam schon An-
fang 1990 der Chefarzt, der Psychothe-
rapeutischen Abteilung im Evang.
Diakoniewerk Halle, der Psychoanaly-
tiker Hans-Joachim Maaz. Er be-
schreibt die Situation nach der Wende
als klassiche Ausgangssituation für au-
toritäre Lösungen:

„Viele haben Angst vor der Freiheit.
Sie suchen deshalb nach festen Struk-
turen, nach neuen Zwängen und einem
neuen Führer." (zitiert nach Der Spie-
gel 7/1990 S. 218)

Trotz aller Einschränkung, mit der
Maazens tiefenpsychologische Deu-
tungen politischer und ökonomischer
Vorgänge aufgenommen werden müs-
sen: Der Verlauf der Jahre 1990-92 hat
Maaz bisher noch nicht widerlegt.

Die Jugendreligionen als totalitäre
Neureligionen, aber auch eine Reihe
anderer Heilsbotschaften, Weltan-
schauungen und Systeme bieten die
hier fehlende Ersatzorientierung, Er-
satzbindung, Ersatzzukunft.

Was tun?

Der religiöse Pluralismus nach jah-
relanger Einparteien-"Diktatur des
Proletarismus" erfordert Information
und Aufklärung. Hier liegt die Verant-
wortung von Schulen und Bildungsr: •>-
richtungen in den „neuen Lände, ?' -,
Information zu ermöglichen und be-
reitzustellen.

Angesichts der jetzt nicht mehr
übersehbaren Informations- und Hilf-
losigkeit staatlicher Stellen in den
neuen Bundesländern darf sich gerade
die Kirche nicht aus ihrer Verantwor-
tung für die religiöse Bildung und In-
formation zurückziehen. Es ist ja nur
ein schwacher Trost, daß kirchlich ge-
bundene junge Menschen z.Zt. von
den Werbern der Jugendreligionen
nicht erreicht weden, im Gegensatz zu
jungen Leuten, die jetzt erst einmal mit
ihren Orientierungsfragen neu anfan-
gen, weil ihre bisherigen Organisatio-
nen und Strukturen zusammenbre-
chen.

Auch und gerade weil die Kirc» " i
z.Zt. (von d i e s e r Herausforderung)
nicht selbst betroffen sind, können und
müssen sie in besonderer Weise helfen,
raten und informieren. Die Kirchen
schulden unserer Gesellschaft Hilfe bei
der Auseinandersetzung mit Gruppen,
die Religion zur Durchsetzung von
Macht-Ideologien mißbrauchen. Sie
sind, soweit ich sehe, die einzigen, die
diesen Dienst der Ideologiekritik der-
zeit leisten können. Verantwortung
haben alle jetzt frei wirkenden Reli-
gionsgemeinschaften, seriös, mit offe-
nem Visier und in gemeinsamer Ver-
antwortung für die gemeinsame Ge-
sellschaft die jetzt gewonnene Reli-
gionsfreiheit inhaltlich auszufüllen und
gegen ihren Mißbrauch zu verteidigen.

Anm.: Thomas Gandow ist seit kurzem Provin-
zialpfarrer für Sekten- und Weltanschauungsfra-
gen in Berlin. •
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Sekten

Scientology - Macht, Kommerz und
Psychoterror im Namen der Religion
Holger Doetsch

„Verfassungsschutz soll Scientologen überprüfen - JU fordert endlich Maßnah-
men gegen die Sekte", „Scientology-Tagung der Jungen Union - Chefideologen an
Luft gesetzt", „Experten vergleichen Scientology mit der Stasi - JU fordert
Verbot", „ JU-Fachtagung wies auf die drohenden Gefahren durch Scientology hin
- Eine Sekte marschiert in Wirtschaft und Politik nach vorn", „Referenten bei
JU-Tagung erhielten Drohbriefe"... Die Auswahl der Überschriften in den große,
überregionalen Tageszeitungen zeigten das erhebliche Interesse an Fachtagung
„Scientology - Macht, Kommerz und Psychoterror im Namen der Religion" der
Jungen Union. Und auch die Zahl der Besucher, zeitweise waren über 100
Teilnehmer im Konferenzraum des „Berghotels Sennhütte" in Hamburg-Marburg,
war ein bestechender Hinweis dafür, daß die JU, die das Problem „Scientology"
auf allen Ebenen nicht erst seit gestern thematisiert, ein brandheißes Eisen
angepackt hat.

. ,Die Junge Union hat sich durch ihre
( " sswahl sozusagen in die „Höhle des
Löwen" begeben, denn am Schiffs-
damm in Hamburg befindet sich der
Hauptsitz der deutschen Scientologen.
Allein in der Hansestadt soll es rund
4000 Anhänger geben.

Dies bekamen die Teilnehmer sehr
rasch zu spüren, denn fünf Minuten vor
der offiziellen Eröffnung der Tagung
durch das JU-Bundesvorstandsmit-
glied Udo Schuster sowie der organisa-
torischen Leiterin Corinna Philipp
stand eine Scientologengruppe vor der
Tür des Tagungsraums und verteilte
ein Pamphlet übelster Machart, in der
die von der JU eingeladenen Referen-
ten als Nazis beschimpft und in die
braune Ecke gestellt wurden. Psycho-
,'hlyor live und in Folge, denn die
K'eterenten fanden bereits im Vorfeld
der Fachtagung Drohbriefe von den
Scientologen im Briefkasten. Die Sek-
tenmitglieder bekamen schnell die
Quittung, in „beherzter" Art schmiß
Udo Schuster die Sektenmitglieder
hinaus.

Dies tat er auch, als zwei Scientolo-
gen, selbst der zweite Präsident der
Hamburger Scientologen Riedl hatte
sich zur JU bemüht, im Verlauf der
Tagung im Publikum entdeckt wurden
und sich nicht scheuten, die Namen
und Adressen von der im Umlauf be-
findlichen Teilnehmerliste abzuschrei-
ben. Ein Kriminalkommissar aus Mün-
chen: „Werfen Sie die beiden hinaus,
wir reden auch nicht über Drogenbe-
kämpfung, wenn der Dealer am Tisch
sitzt!" Schnell waren sich die Teilneh-
mer im Publikum, die in vielen Wort-

beiträgen nicht nur Betroffenheit, son-
dern auch hohe Fachkompetenz zeig-
ten, sowie die Diskutanten im Podium
einig: Scientology ist eine riesige Ge-
fahr.

Cornelia Yzer, Parlamentarische
Staatssekretärin im Frauen- und Ju-
gendministerium meinte, die Bundes-
regierung habe nicht bloß das Recht,
vor möglichen Gefahren zu warnen,
sondern sich auch „mit den geeigneten
rechtsstaatlichen Mitteln die notwen-
digen Erkenntnsise zu beschaffen."

Sekten - Vertrauenslehrer
in Schulen etablieren

Unterstützung fand sie von der JU
darin, Ziele und Methoden der Scien-
tologen durch den Verfassungsschutz
beobachten zu lassen. Die frischgebak-
kene Staatssekretärin sprach sich wei-
terhin für eine zentrale Einrichtung
einer Informations- und Dokumenta-
tionsstelle über obskure „Weltan-
schauungsgemeinschaften" und vor-
beugende Aufklärung an den Schulen,
etwa durch die Etablierung eines „Sek-
ten-Vertrauenslehrers" aus. Dies habe
präventive Wirkung, so Frau Yzer,
deren Vorschläge nicht nur auf unge-
teilte Zustimmung stießen: „Zum Mit-
schreiben" , so die streitbare SPD-Bür-
gerschaftsabgeordnete Ursula Ca-
berta, „Scientology ist keine Sekte.
Das ist eine kriminelle Vereinigung."
Eine populäre Aussage der streitbaren
Abgeordneten, die in dem Selbsthilfe-
verein für Scientology-Opfer „Robin
direkt" in der Hansestadt engagiert ist.
Doch auch sie wußte sicherlich, daß es
für eine solche Einstufung noch nicht
genügend Indizien gibt.

Scientologen wollen immer
mehr Macht und Geld

Cornelia Yzer sprach jedoch nicht
nur, sie nahm sich auch viel Zeit „zum
Zuhören und Lernen". So berichtete
Pfarrer Friedrich von Kymmel von der
Ostseeinsel Usedom, auf der Insel sei
Scientology inzwischen ein politischer
und wirtschaftlicher Faktor, der immer
massiver an Einfluß gewinne. Dies
stellten auch Teilnehmer aus den ande-
ren neuen Bundesländern fest. Andere
brachten Beispiel dafür, wie Scientolo-
gen Betriebe vornehmlich als Makler,
Unternehmensberater oder Compu-
terfachleute durchsetzten und darüber
hinaus auch Beziehungen zu wichtigen
gesellschaftlichen Persönlichkeiten
wie Politiker oder Richter herstellen.
Alle Aktionen hätten nur ein Ziel:
Unter dem „Deckmantel Religion" an
immer mehr Macht und immer mehr
Geld zu kommen.

Deprimierende Aussage von Tho-
mas Gandow, Sektenbeauftragter der
evangelisch-lutherischen Kirche Ber-
lin: „Es geht den Scientologen nicht in
erster Linie um das schnelle Geld,
sondern um den langfristigen Landge-
winn; nicht um die Gewinnung von
Massen neuer Mitglieder, sondern um
die Rekrutierung einsatzfähiger Ka-
der." Der bayerische kirchliche Sek-
tenbeauftragte Wolfgang Behnk wer-
tete Scientologen als „indiskutabel und
inkompatibel mit einer humanen Ge-
sellschaft", ein Rechtsanwalt verglich
die Sekte in ihrer Überwachungsme-
thodik mit der Stasi.

Mit 200000 Schweizer
Franken verschuldet

Die Mutter eines Betroffenen aus
Zürich berichtete, ihr Sohn habe sich
durch die Mitgliedschaft in der Scien-
tology-Sekte mit über 200.000-Schwei-
zer Franken verschuldet und wie sehr
sich die Psyche ihres Sohnes negativ
durch die Manipulationen der Sekte
verändert habe. Nicht nur dieser Wort-
beitrag, der des öfteren erhoben
wurde, brachte JU-Bundesvorstands-
mitglied Uno Schuster dazu, die For-
derung, den Straftatbestand der „Kör-
perverletzung durch psychische Ein-
wirkung" in das Strafgesetzbuch aufzu-
nehmen, zu erheben. Schuster: „Es
kann nicht sein, daß jeder, der ein
Heilkundebuch gelesen hat, munter an
Menschen herumpfuschen und psy-
chisch zerstören kann!" Somit müsse es
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auch eine Verschärfung der Zulas-
sungsbestimmungen für Heilpraktiker,
Psychologen und Psychotherapeuten
geben.

Überparteilich gegen
Scientologen vorgehen

Einmütig verlangten alle, geschlos-
sen und überparteilich gegen die soge-
nannte „Scientology-Church" vorzu-
gehen. Thomas Gandow verlangte die
Schaffung eines „Netzwerkes gegen
Scientology", Rechtsanwalt Ralf
Bernd Abel meinte, „die, die sich
wehren, brauchen unsere volle Solida-
rität." Die frühere Chefin der Ham-
burger JU und jetzige Bundestagsab-
geordnete Susanne Rahardt-Vahl-
dieck forderte eine staatliche Stelle,
die nicht nur aufklären und koordinie-
ren soll, sondern darüber hinaus auch
mit Ministerien, Organisationen und
Kirchen eng zusammenarbeiten soll.

Scientology-Idee „Anschlag auf
freiheitliche Demokratie"

JU-Bundesvorsitzender Hermann
Gröhe bekräftigte, sich in diesem
Punkt auch mit den Jungsozialisten
und Jugen Liberalen an einen Tisch
setzen zu wollen. Der JU-Chef zollte
den anwesenden ehrenamtlichen Ver-
tretern von Selbsthilfegruppen „gro-
ßen Respekt" und forderte in diesem
Zusammenhang, die gesetzlichen Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, daß
private Initiativen und Organisationen
wie Eltern- und Betroffenenverbände
als förderungswürdig anerkannt wer-
den. Weiter meinte er, diese Veran-
staltung sei ein Zeichen dafür, daß die
Aufklärung von Seiten der JU weiter-
gehe. Es gehe dabei keinesfalls um die
Bekämpfung einer Religion, die Ideo-
logie der Scientologen seien „im Ge-
genteil ein Anschlag auf die freiheitli-
che Demokratie im Deckmantel der
Religion."

Ein Teilnehmer brachte es zum
Ende der Tagung auf den Punkt: „Wir
müssen in die Arena und den Stier bei
den Hörnern nehmen!" Hierzu rief
auch Susanne Eisenmann von der
CDU-Fraktion im baden-württem-
bergischen Landtag auf: „Wir brau-
chen eine gesamt-gesellschaftliche
Ächtung der Scientology-Sekte. Dies
ist noch nicht erreicht, der Weg hierzu
ist noch weit..."

Anm.: Holger Doetsch ist Bundespressespre-
cher der Jungen Union Deutschlands •

Vorläufiges Programm

33. EAK-Bundestagung: 2S./26. September 1992
Kongreßzentrum Maxim Gorki, O-4600 Wittenberg, Lutherstr. 41/42

„Als Christen auf dem Weg
in das geeinte Europa"

Freitag, 25.9.1992

15.00 Uhr Bundesarbeitskreis (gesonderte Einladung)

19.00 Uhr Begrüßung und Eröffnung durch die/den neue(n)
Bundesvorsitzende(n) des EAK der CDU/CSU

Theologisches Abendgespräch
Stadtkirche St. Marien, Am Markt, Wittenberg
„Als Christen auf dem Weg in das geeinte Europa"

mit: Landesbischof Dr. Christoph Demke, Magdeburg
Bischof Dr. Josef Homeyer, Hildesheim
Vertreter der Deutschen Bischofskonferenz im Rat der
Euopäischen Bischofskonferenzen (CCEE) (angefragt)

Leitung: Peter Hintze, MdB, Generalsekretär der CDU

21.00 Uhr Empfang durch den Landesvorsitzenden der CDU
Ministerpräsident Prof. Dr. Werner Münch
Refektorium in der Lutherhalle

Samstag, 26.9.1992

9.00 Uhr Geistliche Morgenbesinnung

9.20 Uhr Grußwort

9.30 Uhr Eröffnung
Bundesvorsitzende/r des EAK der CDU/CSU

10.00 Uhr 2 Arbeitskreise

Arbeitskreis l (Großer Saal):
Verantwortung für ein wirtschaftlich starkes und
soziales Europa

Dr. Wolfgang Böhmer, Finanzminister, Magdeburg
Dr. Ingo Friedrich, MdEP, Gunzenhausen
Marion Fischer, Unternehmerin, Geusa
Dr. Angela Merkel, MdB, Bundesministerin, Bonn
Karl H. Neukamm, Präs, des Diakonischen Werks, Stuttgart

Leitung: Prof. Dr. Werner Münch, Ministerpräsident

Arbeitskreis 2: (Kleiner Saal):
Gemeinsame Sicherheit in Europa

Karl Lamers, MdB, Bonn
Dr. Hans Gert Pöttering, MdEP, Bad Iburg
Jörg Schönbohm, Staatssekretär, BMVg, Bonn
Margaretha af Ugglas, Außenministerin, Stockholm
(angefragt)

Leitung: Dr. Christoph Bertram, Die Zeit, Hamburg

12.00 Uhr Mittagspause (Essen), danach wieder Plenum

12.45 Uhr Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl

14.00 Uhr 40 Jahre EAK
Staatsminister a.D. Albrecht Martin, Bad Kreuznach

15.00 Uhr Schlußwort

Y
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Namen und! Notizen

Christen sind Mutmacher

Zum größten evangelischen
Treffen dieses Jahres in
Deutschland versammelten sich
am 18. Juni in Stuttgart rund
35.000 Christen zum neuten
„Gemeindetag unter dem
Wort". An der zentralen Zu-
sammenkunft der Evangelika-
ien aus Landes- und Freikrichen
beteiligten sich auch Promi-
nente aus Politik und Kirche.

In der Abschlußversammlung
des Treffens unter dem Motto
„Gottes Wort ist die Wahrheit"

rief u.a. das Mitglied im Rat der
EKD, der ZDF-Moderator Pe-
ter Hahne, die evangelische Kir-
che dazu auf, die Bibel in den
Mittelpunkt ihres Handelns zu
rücken. Aus der „Kirche der
vielen Wörter" müsse wieder die
Kirche des einen Wortes Gottes
werden. Wer sein Leben an den
biblischen Verheißungen aus-
richte, werde trotz der Probleme
der Welt nicht resignieren: „Die
Christen der neunziger Jahre
dürfen nicht als Miesmacher und
Angstmacher in die Geschichte
eingehen, sondern als Freuden-
boten, Mutmacher und Hoff-
nungsträger."

V„;,,.., ^„j

Unter den Zuhörern auf dem Gemeindetag waren (v.l.n.r.)
Veleger Friedrich Haussier (2.V.I.), Staatssekretär Horst Waffen-
schmidt, Hannelore und Helmut Kohl, der baden-württembergische
Ministerpräsident, Erwin Teufel mit seiner Ehefrau Edeltraud,
hinter dem Ministerpräsidenten der Geschäftsführer der Konferenz
Evangelikaler Publizisten (kep), Wolfgang Baake, rechts neben ihm
der Generalsekretär der Deutschen Evangelischen Allianz, Hartmut
Steeb, und rechts am Bildrand der Direktor des Evangeliums-Rund-
" ^es, Horst Marquardt.

Brandenburgs Ministerin
will Religionskunde als Ersatz
anbieten

Potsdam. Der brandenburgi-
sche Modellversuch „Lebensge-
staltung/Ethik/Religion" soll im
kommenden Schuljahr notfalls
auch ohne Beteiligung der Kir-
chen beginnen. Das betonte Bil-
dungsministerin Marianne
Birthler (Bündnis 90/Grünne)
vor Journalisten in Potsdam. In
diesem Falle würde der ur-
sprünglich den Kirchen angebo-
tene eigenständige Anteil am
Modellversuch durch ein reli-
gionskundliches Unterrichtsan-
gebot ersetzt. Der Modellver-
such werde an den 44 Schulen
des Landes gestartet, an denen
ein eindeutiges .Votum der
Schulkonferenz dafür vorliege.

Christentum und Umweltschutz

Allensbach. Der biblische
Grundsatz „Macht Euch die
Erde Untertan" stößt auf immer
größere Vorbehalte.

Nur 29 Prozent der befragten
Katholiken und Protestanten er-
klärten, so das Allensbacher In-
stitut für Demoskopie, in einer
kürzlich veröffentlichten Um-
frage zum Thema „Christentum
und Umweltschutz", dieses Bi-
belwort spiele für sie die „grö-
ßere Rolle". Dagegen befürwor-
teten 50 Prozent die Aussage,
daß Menschen und die Natur
gleichrangige Geschöpfe seien.

Wir wünschen unseren Lesern
erholsame Sommerwochen.

Die Redaktion

Einladung zur

Landestagung des EAK der CDU-NRW
am Samstag, 12. September 1992,10 Uhr

in Bielefeld 11 (-Bethel), Eckertsheim
„Gibt es neue Mauern

zwischen den Menschen in Ost und West?"
u.a. mit Innenminister Heinz Eggert, Dresden

Informationen: Klaus Bordiert,
CDU-Landesverband, Wasserstr. 5,
4000 Düsseldorf, Tel.: 0211/13600-0

Der SED-Staat und die Kirchen

Bonn. Über 200 interessierte
und aufmerksame Gäste waren
der Einladung des Generalse-
kretärs der CDU und Bundes-
vorsitzenden des EAK, Peter
Hintze, zum 19. Bonner Theolo-
gisches Gespräch des EAK ge-
folgt.

Eindrucksvoll schilderte Prof.
Dr. Dr. Gerhard Besier das Be-
ziehungsgeflecht zwischen Kir-
che, SED und Staatssicherheit.
Schon sehr früh hatte das SED-
Regime erkannt, daß es notwen-
dig war, sich mit den Kirchen als
einzig verbliebener unabhängi-
ger Großorganisation intensiv

Nicht zuletzt die fortbestehenden
Kontakte zu den Partnergemein-
den im Westen führten in der
Kirche zu ersten kritischen Bewe-
gungen zunächst auf regionaler
Ebene.

Das MfS änderte die Zielrich-
tung seiner Arbeit und begann,
ein flächendeckendes Netz von
Informanten aufzubauen, das
auch die Kirchenleitungen mit
einbezog. Dennoch nahmen An-
fang der 80er Jahre Aktivitäten
zum Themenkreis Frieden und
Abrüstung gerade unter dem
Dach der Kirche deutlich zu.

Sie wurden zu einer dauernden
Belastung für das Staat-Kirche-
Verhältnis. Doch mit der Parole

E4K Evangelischer Arbeitskreis
der CDU/CSU

zu befassen. Sowohl auf MfS-
Ebene als auch auf Parteiebene
wurden entsprechende Einrich-
tungen geschaffen, die versuch-
ten, massiv Einfluß zu nehmen
auf alle kirchlichen Vorgänge.

In der Tat gelang es der SED
insbesondere nach dem Mauer-
bau 1961 den Ablösungsprozeß
der DDR-Kirchen von der EKD
zu beschleunigen. Der Kirchen-
bund begriff sich fortan als „Kir-
che im Sozialismus". Damit
schien der sozialistische Staat
seinen Zielen nähergekommen
zusein.

„Schwerter zu Pflugscharen" hatte
unumkehrbar der Prozeß der
friedlichen Wende begonnen.

Prof. Besier machte in seinem
Vortrag deutlich, daß die evangeli-
sche Kirche von der Staatssicher-
heit als wesentliche oppositionelle
Kraft eingeschätzt wurde, die eben
darum auch dem Druck der Staats-
macht ausgesetzt war, dem nicht
alle kirchlichen Mitarbeiter wider-
stehen konnten. Aber: „Daß das
Wachs von Kerzen floß und nicht
Blut von Menschen", wie Peter
Hintze formulierte, „daran tragen
beide Kirchen einen entscheiden-
den Anteil".
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